Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1805 


Sachgebiet 2171 


Der Bundesminister Bonn, den 26. Januar 1971 

für 

Jugend, Familie und Gesundheit 

J 3- 1980.2.7 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ausbildungsförderung von Fachoberschülern mit abge- 
geschlossener Berufsausbildung 


Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Katzer r Frau Stom- 
mel r Müller (Remscheid), Rollmann, Burger und Ge- 
nossen 

- Drucksache VI/1598 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Beabsichtigt die Bundesregierung, eine andere Gruppe von Teil- 
nehmern am zweiten Bildungsweg, nämlich Fachoberschüler mit 
abgeschlossener Berufsausbildung, hinsichtlich der Anrech- 
nungsbestimmungen den Besuchern von Abendgymnasien und 
Kollegs gleichzustellen? 


Die Anfrage geht davon aus, die Ausbildung von Fachober- 
schülern mit abgeschlossener Berufsausbildung sei dem zweiten 
Bildungsweg gleichzuachten. 

Bei der Beratung der Fraktionsentwürfe zum Ersten Ausbil- 
dungsförderungsgesetz ist im Deutschen Bundestag nach Be- 
ratung der Ausbildungsgänge im Rahmen des zweiten Bildungs- 
weges mit Vertretern der Länder davon ausgegangen worden, 
daß der Begriff „zweiter Bildungsweg" keinen Fachterminus 
darstellt. 

Die Ländervertreter wiesen damals darauf hin, daß dieser Be- 
griff vielfach als diskriminierend empfunden und deshalb in der 
Fachsprache voraussichtlich auf Dauer nicht mehr gebraucht 
werden würde. Der Begriff würde auch nicht in das Schulrecht 
der Länder eingehen, weil er in sich zu unbestimmt ist. Der 
Bundestag hat deshalb davon abgesehen, diesen Begriff in den 
Gesetzestext aufzunehmen. Das Erste Ausbildungsförderungs- 
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gesetz führt die einzelnen Schulgattungen ihrer Einzelbezeich- 
nung nach auf. Damals wurde angenommen, daß zum soge- 
nannten zweiten Bildungsweg gehören: 

die Berufsaufbauschulen, 

die Abendrealschulen, 

die Abendgymnasien und Kollegs. 

Nur für zwei dieser Schulgattungen, die Abendgymnasien und 
Kollegs, hat der Gesetzgeber anerkannt, daß eine Sonderrege- 
lung nach § 9 Abs. 3 des Ersten Ausbildungsförderungsgesetzes 
gerechtfertigt erscheint. Es sollte dadurch ein besonderer An- 
reiz geboten werden, daß bereits im Erwerbsleben stehende 
junge Menschen die Hochschulreife erwerben. Dieses Ziel wird 
im zweiten Bildungsweg aber nur durch den Besuch von Abend- 
gymnasien und Kollegs erreicht. 

Wenn dargelegt wird, die berufliche Vorbildung eines Teils der 
Fachoberschüler entspreche der Vorbildung im zweiten Bil- 
dungsweg, so muß doch wohl unterschieden werden, welcher 
Gattung von Schülern des zweiten Bildungswegs Fachober- 
schüler der genannten Art entsprechen. Der Kultusminister von 
Nordrhein-Westfalen, in dessen Bereich sich die meisten Fach- 
oberschüler befinden, hat in einem Erlaß vom 30. Juni 1970 
gegenüber der Schülermitverwaltung einer Fachoberschule in 
Köln die Auffassung vertreten, daß Fachoberschüler den Be- 
rufsaufbauschülern gleichzustellen seien, also nicht den Abend- 
gymnasiasten und Kollegiaten. 

Die Gruppe der Berufsaufbauschüler ist aber durch den Bundes- 
gesetzgeber nicht in die Ausnahmeregelung des § 9 Abs. 3 ein- 
bezogen worden, obwohl sie nach den bisherigen Auffassungen 
dem zweiten Bildungsweg zuzuordnen sind. 

Auch nach Auffassung der Bundesregierung sind die Besucher 
von Fachoberschulen mit abgeschlossener Berufsausbildung 
nicht den Besuchern von Abendgymnasien und Kollegs gleich- 
zustellen. Deshalb hat die Bundesregierung diese Gruppe der 
Fachoberschüler auch im Entwurf eines Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes den Besuchern von Abendgymnasien und 
Kollegs nicht gleichgestellt. 

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens dieses Entwurfs wird 
aber diese Frage sicher nochmals eingehend geprüft werden, 
auch unter Berücksichtigung der finanziellen Auswirkung einer 
solchen Gleichstellung. 


2. Welche finanziellen Mehraufwendungen würde eine entspre- 
chende Regelung erfordern? 

Gesichertes Zahlenmaterial über die Förderung von Fachober- 
schülern liegt bisher nicht vor. 

Nach vorsichtigen Schätzungen, die anhand von Schülerzahlen 
der Kultusministerkonferenz und der Länder, in denen Fach- 
oberschüler Ausbildungsförderung beantragt haben und er- 


2 



Drucksache VI/ 1805 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


halten, vorgenommen wurden, werden nach geltendem Recht im 
Jahre 1971 rund 5,5 Mio DM Ausbildungsförderung für all die 
Fachoberschüler geleistet, die über eine dieser Schulbildung 
vorangegangene Berufsausbildung verfügen. 

Eine elternunabhängige Förderung würde aufgrund des vor- 
liegenden Zahlenmaterials Mehraufwendungen in Höhe von 
rund 5,5 Mio DM erfordern. 

Da nach Auskunft der Kultusministerkonferenz in den nächsten 
Jahren mit ständig steigenden Schülerzahlen zu rechnen sein 
wird, würden die Aufwendungen bzw. Mehraufwendungen sich 
ebenfalls stetig steigern. Im Schuljahr 1975/76 würde - geht 
man von gleichbleibenden Förderungssätzen und Freibeträgen 
bei einem Bedarf nach jetzt geltendem Recht von ca. 22,8 Mio 
DM aus - bei elternunabhängiger Förderung ein finanzieller 
Mehrbedarf von rund 22,8 Mio DM entstehen. 


3. Falls Frage 1 bejaht wird, bis wann ist mit einer entsprechenden 
Gesetzesinitiative der Bundesregierung zu rechnen? 

Antwort entfällt, da Frage 1 zu verneinen. 


Käte Strobel 



